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Verordnung
zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes

für die Wasserwerke Johannisthal und Altglienicke
(Wasserschutzgebietsverordnung Johannisthal/Altglienicke)

Vom 31. August 1999*

Auf Grund des§ 22 des Berliner Wassergesetzesin der Fassung vom 3. März
1989 (GVBl. S. 605), zuletzt geändert durch Artikel IV des Gesetzes v
9. Juni 1999 (GVBl. S. 200), in Verbindung mit § 19 des Wasserhaushaltsge
zes in der Fassung vom 12. November 1996 (BGBl. I S. 1695), zuletzt geän
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. August 1998 (BGBl. I S. 2455), wird v
ordnet:

§ 1

Wasserschutzgebiet

(1) Zum Schutz des Grundwassers vor nachteiligen Einwirkungen wird
Einzugsgebiet der Wasserwerke Johannisthal und Altglienicke der Berl
Wasserbetriebe (BWB) in den Bezirken Köpenick, Treptow und Neukölln e
Wasserschutzgebiet mit den folgenden Schutzgebietsteilen festgesetzt:

1. Schutzgebietsteil Johannisthal,
2. Schutzgebietsteil Altglienicke,
3. Schutzgebietsteil Plänterwald-Vorbehaltsfläche.
(2) Das Wasserschutzgebiet für die Schutzgebietsteile Johannisthal

Altglienicke gliedert sich in die weiteren Schutzzonen III B und III A, die eng
ren Schutzzonen II und die Fassungsbereiche (Zone I). Der Schutzgebie
Plänterwald-Vorbehaltsfläche gliedert sich in die weiteren Schutzzonen I
und III A.

§ 2

Schutzgebietsteil Johannisthal

(1) Der Schutzgebietsteil Johannisthal befindet sich im südöstlichen Stad
biet und umfasst die Ortsteile Späthsfelde, Niederschöneweide, Johanni
und Adlershof. Er erstreckt sich im Wesentlichen auf das Gebiet zwischen d
Teltowkanal, dem Britzer Verbindungskanal und der Spree.

(2) Die äußere Grenzlinie der weiteren Schutzzone III B für das Wasserw
Johannisthal verläuft beginnend an der Baumschulenstraße am Westufe
Spree die Spree flussabwärts bis zur westlichen Grenze der Sportplatza
am Bruno-Bürgel-Weg, an der Grenze der Sportplatzanlage bis zum Bru
Bürgel-Weg, weiter den Bruno-Bürgel-Weg, die Oberspreestraße, die Er
straße, die Moosstraße entlang, entlang des Jagens 115 der Köllnischen H
auf dem Weg zwischen den Jagen 109 und 115, der Sonnenallee an der K
gartenanlage, den Weg zwischen den Kleingartenanlagen, bis über das A
gestell hinweg, entlang, von dort in Richtung Südost bis zur Rudower Cha
see, weiter entlang der Rudower Chaussee und dem Eisenhutweg bis zur S
197, diese entlang und dem Teltowkanal folgend bis zur Massantebrücke,

Datum: Verk. am 21. 9. 1999, GVBl. S. 522
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ter der Stubenrauchstraße (Nordseite) folgend bis zum Windenweg, weiter
Windenweg, den Löwenzahnweg, den Mohnweg, den Primelweg bis zur N
köllner Straße entlang, weiter die Neuköllner/Rudower Straße, den Wendeh
weg, den Ortolanweg bis zur Parchimer Allee, diese entlang bis zum Stra
nende und weiter zwischen den Wegen der Kleingartenanlagen in Rich
Nordwest und Nordost bis zur Späthstraße, dieser Straße folgend bis übe
Teltowkanal, weiter entlang dem Teltowkanal und dem Britzer Verbindun
kanal, weiter entlang der Britzer Allee in Richtung Norden, der Neuköllnisch
Allee, der Jupiterstraße, der Hänselstraße bis zur Kiefholzstraße, entlang
Kiefholzstraße, der Mosischstraße, über die Bahnanlagen, weiter entlang
Trojanstraße, der Köpenicker Landstraße und der Baumschulenstraße b
Spree folgend.

(3) Die äußere Grenzlinie der weiteren Schutzzone III A für das Wass
werk Johannisthal verläuft am Südufer der Spree beginnend entlang der
selwerderstraße, der Fennstraße, der Schnellerstraße, der Britzer Straß
Köllnischen Straße sowie der Rudower Straße bis zu den S-Bahn-Gleisen
an diesen weiter bis zum Adlergestell, weiter entlang des Adlergestells
zum S-Bahnhof „Betriebsbahnhof Schöneweide“, von dort die Bahnanla
und Gewerbegebiete in Richtung Südwest bis zum Segelfliegerdamm ü
querend, weiter entlang des Segelfliegerdamms, der Winckelmannstraße
Stubenrauchstraße, der Springbornstraße sowie der Straße 208; über de
towkanal hinweg bis zum Seidelbastweg, weiter den Seidelbastweg, den F
weg, den Orchideenweg, den Fenchelweg, den Seidelbastweg, den Schw
lienweg entlang, um die Sportplätze herum, die Johannisthaler Chaussee
ter und über den Teltowkanal hinweg, dem Teltowkanal folgend bis z
Kuckuckstraße, weiter entlang der Kuckuckstraße, der Straße 19, der Sp
straße bis zum Heidekampgraben, flussaufwärts dem Heidekampgraben
gend, den Britzer Verbindungskanal überquerend und weiter den Heideka
graben Richtung Norden entlang bis zur verlängerten Wohlgemuthstra
diese entlang bis zur Baumschulenstraße, weiter auf der Baumschulens
bis zu den Bahnanlagen, von dort entlang der Bahnanlagen bis zum Br
Verbindungskanal, diesem folgend bis über die Köpenicker Landstraße,
dort weiter entlang der Köpenicker Landstraße/Schnellerstraße bis zur Gr
stücksgrenze Schnellerstraße 140/141 und auf dieser Grundstücksgrenz
zum Ufer der Spree.

(4) Die äußere Grenzlinie der engeren Schutzzone II für das Wasserw
Johannisthal, Brunnengalerie Teltowkanal, verläuft, beginnend auf d
Gelände des Wasserwerkes Königsheideweg, auf der westlichen Grundst
grenze Koschatweg 44/46, entlang der Grundstücksgrenze 46/48, weiter
Koschatweg entlang bis zur Grundstücksgrenze 64/68, auf dieser entlang R
tung Wasserwerk und auf der Grenze des Wasserwerksgeländes weiter b
südlichen Begrenzung des Grundstückes Lindhorstweg 113, weiter entlang
Grundstücksgrenzen bis zur westlichen Begrenzung des Grundstückes Sp
bornstraße 227, weiter auf den Grundstücksgrenzen bis zum Hederichweg
hier aus weiter auf Grenzen von Grundstücken (Parzellen) der Kleingarte
lagen „Am Hederichweg“, „Buckerberg“, „Heide am Wasser“, „Neuseelan
und über das Gelände des Wasserwerkes bis zum Ausgangspunkt.

(5) Die äußere Grenzlinie der engeren Schutzzone II für das Wasserw
Johannisthal, Brunnengalerien Alte Königsheide und Neue Königsheide,
läuft, beginnend an der westlichen Grenze des „Hauptkinderheims“, weiter
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dessen westlicher, südlicher und östlicher Einfriedung bis zur Südostallee,
hier aus über Wohngebietswege um die Friedrich-List-Straße herum bis
Südostallee, weiter in südlicher Richtung um das Seniorenheim und die K
dertagesstätte herum bis zur Oststraße, diese entlang bis zu den Grundst
Oststraße 32/33, zwischen diesen Grundstücken in westlicher Richtung un
den westlichen Grundstücksgrenzen weiter bis zum Ellernweg, diesen ent
sowie über Wohngebietswege bis zum Königsheideweg, weiter den Königs
deweg bis zur Kleingartenanlage „Hermannsruh“ entlang, von hier weiter
Grenzen von Grundstücken (Parzellen) der Kleingartenanlagen „Herma
ruh“, „Blumenhain“ und durch die Siedlung „Späthsfelde“ bis zum Königshe
deweg zurück, auf diesem weiter bis zum Jagenweg an der Kleingartenan
„Waldfrieden“, auf dem Jagenweg in Richtung Nordost bis zur Südostal
weiter und von dort zum Ausgangspunkt zurück.

(6) Die Fassungsbereiche Zone I des Wasserwerkes Johannisthal umf
die Brunnengalerien Teltowkanal, Neue Königsheide und Alte Königshei
Sie umfassen die Kreisflächen um die Brunnen mit einem Radius
10 Metern sowie die Flächen zwischen den Brunnen, die sich ergeben, w
zwei Linien gezogen werden, die die Kreisflächen als Geraden berühren un
einem Abstand von jeweils 10 Metern parallel zur Verbindungslinie zwe
benachbarter Brunnenachsen verlaufen.

§ 3

Schutzgebietsteil Altglienicke

(1) Der Schutzgebietsteil Altglienicke befindet sich im südöstlichen Stadt
biet und umfasst die Ortsteile Altglienicke, Grünau, Falkenberg und Boh
dorf. Er erstreckt sich im Wesentlichen auf das Gebiet zwischen dem Telt
kanal, der Dahme und der Landesgrenze im Bereich des Flughafens Sch
feld.

(2) Die äußere Grenzlinie der weiteren Schutzzone III B für das Wasserw
Altglienicke verläuft, beginnend an der Kreuzung Adlergestell/Glienick
Weg/Köpenicker Straße, auf Wegen durch Industriegelände, Bahnanlagen
Kleingartenanlagen zum Ufer der Dahme, weiter entlang der Dahme flus
wärts bis zur Grundstücksgrenze Regattastraße 227/231, auf dieser G
stücksgrenze weiter sowie der Regattastraße, dem Linderoder Weg und
Birkheidering folgend, von hier in südwestlicher Richtung weiter, das Adlerg
stell und die Bahnanlagen überquerend bis zur Neptunstraße, diese entlan
der Elsterstraße, der Eichbuschstraße, der Adlerstraße, der Waltersd
Straße, dem Siebweg, der Paradiesstraße, der Parchwitzerstraße 248/25
gend, weiter über die Autobahn hinweg und in Richtung Westen über Fe
straße und Hufenweg am S-Bahnhof Grünbergallee vorbei bis zur Grünbe
lee, diese entlang bis zur Landesgrenze, von dort in Richtung Norden we
über Rebenweg, Mohnweg, Ortolfstraße, Bohnsdorfer Weg und Köpenic
Straße zum Ausgangspunkt zurück.

(3) Die äußere Grenzlinie der weiteren Schutzzone III A für das Wasserw
Altglienicke verläuft, an der Grünauer Brücke über den Teltowkanal beg
nend, auf der linken (südlichen) Uferseite des Teltowkanals, entlang der Re
tastraße bis zur Schlierseestraße, diese weiter bis zum Ufer der Dahme,
abwärts entlang der Dahme bis zur Rießerseestraße, auf dieser weiter b
Regattastraße, entlang der Regattastraße und der Libboldallee, am S-Ba
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Grünau vorbei, weiter die Gründerstraße sowie die Buntzelstraße, Para
straße, den Bohnsdorfer Kirchsteig entlang, von hieraus in nördlicher und w
licher Richtung weiter, die Autobahn überquerend bis zur Müngersdor
Straße, weiter die Müngersdorfer Straße und an den Bahnanlagen entlang
ter die Wegedornstraße, den Bohnsdorfer Weg, die Wendenstraße, die Ge
nenstraße entlang, über die Grünauer Straße hinweg, weiter entlang der St
79/78/76/75 und 72 bis zur Stelling-Janetzky-Brücke über den Teltowkanal
dem Teltowkanal folgend bis zum Ausgangspunkt zurück.

(4) Die äußere Grenzlinie der engeren Schutzzone II für das Wasserwerk
glienicke beginnt an der Straßenkreuzung Straße 81/78 und verläuft in östli
und nördlicher Richtung auf Waldwegen, über Bahnanlagen sowie neben
Bahnanlagen bis zur Falkenbrunnstraße, diese entlang, weiter die Straße
Falkenberg“, die Drössestraße, die Herulerstraße, die Preußenstraße en
und zurück zur Straße 81.

(5) Der Fassungsbereich Zone I des Wasserwerkes Altglienicke umfass
Kreisflächen um die Brunnen mit einem Radius von 10 Metern sowie die F
chen zwischen den Brunnen, die sich ergeben, wenn zwei Linien gezogen
den, die die Kreisflächen als Geraden berühren und in einem Abstand
jeweils 10 Metern parallel zur Verbindungslinie zweier benachbarter Brunn
achsen verlaufen.

§ 4

Schutzgebietsteil Plänterwald-Vorbehaltsfläche

(1) Der Schutzgebietsteil Plänterwald-Vorbehaltsfläche befindet sich im s
östlichen Stadtgebiet und umfasst die Ortsteile Treptow und Baumschulenw
Er erstreckt sich im Wesentlichen auf das Gebiet zwischen S-Bahntrasse, P
terwald, Treptower Park und dem Heidekampgraben.

(2) Die äußere Grenzlinie der weiteren Schutzzone III B für den Schutz
bietsteil Plänterwald-Vorbehaltsfläche verläuft, an der Einmündung des He
kampgrabens in die Spree beginnend, entlang der Spree flussabwärts b
Straßenmündung der Baumschulenstraße, weiter die Baumschulenstraß
zur Köpenicker Landstraße, die Köpenicker Landstraße, die Trojanstraße
lang, über die Bahnanlagen hinweg, weiter die Mosischstraße, die Kiefh
straße sowie die Hänselstraße entlang bis zum Heidekampgraben, diesem
gend bis zum Karpfenteich, um den Karpfenteich herum und weiter am He
kampgraben bis zum Ausgangspunkt.

(3) Die äußere Grenzlinie der weiteren Schutzzone III A für den Schutz
bietsteil Plänterwald-Vorbehaltsfläche verläuft an der Kreuzung Bulgaris
Straße/Wasserweg im Plänterwald beginnend, weiter der Kiehnwerdera
der Baumschulenstraße und der Neuen Krugallee folgend bis zum Ausga
punkt zurück.

§ 5

Schutzgebietskarte

(1) Die Lage der Schutzzonen ergibt sich aus dem Lageplan (Wassersc
gebietskarte) im Maßstab 1 : 5000. In der Wasserschutzgebietskarte is
Zone III B hellgrün, die Zone III A dunkelgrün, die Zone II rot und die Zone
blau angelegt. Die Wasserschutzgebietskarte ist Bestandteil dieser Verordn
4
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(2) Die Urschrift der Wasserschutzgebietskarte ist beim Landesarchiv
kostenfreien Einsicht niedergelegt. Beglaubigte Abzeichnungen der Was
schutzgebietskarte können bei

1. der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Umweltschutz und Tech
logie – Wasserbehörde –,

2. den Berliner Wasserbetrieben (BWB),
3. dem Bezirksamt Köpenick von Berlin, Abteilung Bau- und Wohnung

wesen, Stadtplanungsamt,
4. dem Bezirksamt Treptow von Berlin, Abteilung Bauen, Wohnen u

Umwelt, Stadtplanungsamt,
5. dem Bezirksamt Neukölln von Berlin, Abteilung Bau-, Wohnungswes

und Umweltschutz, Stadtplanungsamt,
während der Dienstzeiten kostenfrei eingesehen werden.

§ 6

Begriffsbestimmungen

(1) Grundwassergefährdende Stoffe im Sinne dieser Verordnung sind fe
flüssige oder gasförmige Stoffe, die sich im Wasser lösen, sich mit diesem
mischen, an seinen Inhaltsstoffen haften oder seine Oberfläche bedecke
dadurch die physikalischen, chemischen oder biologischen Eigenschaften
Wassers nachteilig verändern können. Zu ihnen gehören die in der Allgeme
Verwaltungsvorschrift zum Wasserhaushaltsgesetz über die Einstufung wa
gefährdender Stoffe in Wassergefährdungsklassen – Verwaltungsvorsc
wassergefährdende Stoffe (VwVwS) – vom 17. Mai 1999 (BAnz. Nr. 98a vo
29. Mai 1999) aufgeführten Stoffe sowie insbesondere

1. schwer abbaubare, mobile oder Organismen schädigende
Stoffe,

2. radioaktive Stoffe,
3. gentechnisch veränderte Organismen,
4. Jauche, Gülle, Mist und mineralische Düngemittel und
5. Klärschlamm.
(2) Abwasser im Sinne dieser Verordnung ist das durch häuslichen, gew

lichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenscha
veränderte und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende W
(Schmutzwasser) sowie das von Niederschlägen aus dem Bereich von beb
oder befestigten Flächen abfließende und gesammelte Wasser (Niedersc
wasser).

(3) Wassergefährdende Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind ortsf
und selbstständige Betriebe oder Betriebseinrichtungen, die Abwasser
Kühlwasser abstoßen, bei denen eine Verunreinigung des Bodens ode
Grundwassers zu besorgen ist oder in denen regelmäßig mit grundwass
fährdenden Stoffen umgegangen wird.

(4) Ordnungsgemäße Forstwirtschaft im Sinne dieser Verordnung umf
alle forstwirtschaftlichen Maßnahmen im Rahmen des Landeswaldgese
durch die eine Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nac
tige Veränderung seiner Eigenschaften nicht zu besorgen ist.

(5) Abwasseranlagen im Sinne dieser Verordnung sind Abwasserbeh
lungsanlagen, Abwassersammelbehälter, Grundleitungen, Anschlusska
sowie das öffentliche Kanalnetz und zugehörige Schächte.
5
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(6) Sachverständiger zur Prüfung der Dichtheit von Abwasseranlagen
wer von der Industrie- und Handelskammer oder der Handwerkskammer a
kannt wurde oder wer Mitglied der Gütegemeinschaft Kanalbau ist oder v
gleichbare Qualifikationen aufweist und diese durch externe Kontrollmaßn
men sicherstellt.

§ 7

Schutzbestimmungen

(1) Bei allen Handlungen im Wasserschutzgebiet, die mit Einwirkungen
ein Gewässer verbunden sein können, ist wegen der besonderen Bedeutu
Wasserschutzgebietes für die Wasserversorgung mit besonderer, über das
che Maß hinausgehender Sorgfalt vorzugehen, um eine Verunreinigung
Wassers oder eine sonstige nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften
des Naturhaushaltes zu verhindern. Dies gilt insbesondere für den Umgan
Stoffen, die nach dieser Verordnung oder anderen Vorschriften, wie etwa
Trinkwasserverordnung in der Fassung vom 5. Dezember 1990 (BGB
S. 2612, 1991 S. 227), zuletzt geändert durch Verordnung vom 1. April 19
(BGBl. I S. 699), als schädlich einzustufen sind.

(2) Die Schutzbestimmungen für die weiteren Schutzzonen III B gelten a
für die weiteren Schutzzonen III A, für die engeren Schutzzonen (Zone II) u
für die Fassungsbereiche (Zone I). Die Schutzbestimmungen für die weite
Schutzzonen III A gelten auch für die engeren Schutzzonen (Zone II) und
die Fassungsbereiche (Zone I). Die Schutzbestimmungen für die eng
Schutzzonen (Zone II) gelten auch für die Fassungsbereiche (Zone I). Die
gemeinen Vorschriften zum Schutze der Gewässer bleiben unberührt.

§ 8

Schutz der Zone III B

(1) In der weiteren Schutzzone III B sind verboten
 1. das Errichten von zentralen Behandlungsanlagen für Schmutzwa

zum Zwecke der Einleitung in ein Gewässer,
2. Abwassereinleitungen in den Untergrund, einschließlich Abwasserv

sickerung, -verregnung und -verrieselung, mit Ausnahme der Versic
rung von schwach belastetem Niederschlagswasser über die be
Bodenzone,

3. das Errichten und Betreiben von Entsorgungsanlagen für überwachu
bedürftige oder besonders überwachungsbedürftige Abfälle, sofern n
nach Art der Abfälle oder durch Maßnahmen nach dem Stand der Te
nik ein Eindringen von grundwassergefährdenden Stoffen in den Bo
oder das Grundwasser verhindert wird,

4. das Errichten, wesentliche Erweitern und Ändern von wassergefährd
den Anlagen, wenn eine Substitution der grundwassergefährden
Stoffe vertretbar ist; ist eine Substitution nicht vertretbar, dürfen solc
Anlagen nur errichtet, wesentlich erweitert oder geändert werden, w
durch zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen nach dem Stand der Tec
beim Umgang und beim An- und Abtransport eine Freisetzung v
grundwassergefährdenden Stoffen verhindert wird; zulässig sind so
wesentlichen Änderungen, die ausschließlich der Erhöhung der Sic
6
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heit der Anlagen und der Reduzierung der Emissionen dienen; bei H
ölverbraucheranlagen sind zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen nach
Stand der Technik nicht erforderlich,

5. der Umgang mit grundwassergefährdenden Stoffen sowie mit Stof
die grundwassergefährdende Stoffe enthalten, außerhalb wasserge
dender Anlagen, sofern hierbei nicht die Gefahr der Auslaugu
Abschwemmung und des direkten Eindringens in den Boden und
Grundwasser durch geeignete Schutzmaßnahmen sicher verhindert

6. das Errichten von Fernleitungen zur Beförderung wassergefährde
Stoffe,

7. das Errichten oder wesentliche Erweitern von Wohnsiedlungen, Kr
kenhäusern und Heilstätten, wenn eine Gefährdung der Gewässer
durch technische Vorkehrungen sicher verhindert wird,

8. Grabungen oder Abgrabungen, durch die das Grundwasser daue
freigelegt wird oder durch die die das Grundwasser schützenden De
schichten so weit vermindert werden, dass die Schutzwirkung ausble
verboten ist auch das vorübergehende Freilegen des Grundwas
sofern nicht die Gefahr einer Verunreinigung des Grundwassers sic
verhindert wird,

9. Bohrungen und sonstige Maßnahmen zur Erschließung von Grundw
ser, sofern diese nicht der öffentlichen Wasserversorgung, der Notw
serversorgung, der Erhaltung wasserbehördlich zugelassener Grund
sergewinnung, der Grundwasserabsenkung bei Baumaßnahmen
Sanierung von Boden- oder Grundwasserschäden oder der Gartenbe
serung dienen,

10. Bohrungen zum Aufsuchen von Bodenschätzen,
11. die Abgabe von Wärme und Kondenswasser in den Untergrund so

Nutzung der Erdwärme,
12. Maßnahmen, wie größere Bodenversiegelungen, die eine wesent

Verminderung oder Behinderung der Grundwasserneubildung oder
Grundwasserdargebotes zur Folge haben; dies gilt nicht, soweit öffe
che Verkehrsflächen betroffen sind und dem verkehrliche Erforderni
entgegen stehen sowie für Grundstücke mit Altlastenverdacht o
hohem Grundwasserstand und Sportplätze,

13. die Verwendung von grundwassergefährdenden auswasch- oder
laugbaren Materialien beim Bau von Anlagen des Schienen-, Straß
und Wasserverkehrs und von Lärmschutzwällen,

14. das Verwenden und ungeschützte Lagern von Pflanzenschutz-
Schädlingsbekämpfungsmitteln im Freien,

15. das ungeschützte Lagern und das Aufbringen von Nährstoffträgern,
z. B. Mineraldünger, Gülle, Jauche, Mist, Klärschlamm, Silagesickers
ausgenommen das zeit- und bedarfsgerechte Ausbringen während
Vegetationsperiode vom 1. März bis 31. Oktober eines Jahres,

16. das Neuanlegen oder wesentliche Erweitern von Friedhöfen, ausgen
men bei ausschließlicher Urnenbestattung,

17. das Aufbringen oder Ablagern von Rückständen aus Chemie-
Humustoiletten,

18. die Neuanlage von Tontaubenschieß- und Golfplätzen,
7
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19. das Instandsetzen, Warten und Reinigen von Kraftfahrzeugen o
Maschinen auf wasserdurchlässigen Flächen, insbesondere das Wa
waschen und das Vornehmen von Ölwechsel,

20. die Errichtung von Kraftfahrzeug-Stellflächen, wenn diese wasserdu
lässig sind,

21. die Verwendung von Weichgelen bei Abdichtungsmaßnahmen im Un
grund.

(2) Abwasseranlagen müssen dicht sein. Der Betreiber ist verpflichtet, n
Errichtung, Erweiterung oder wesentlicher Änderung und danach wiederk
rend in Abständen von zwanzig Jahren die Dichtheit der Anlagen durch Sa
verständige auf seine Kosten überprüfen zu lassen. Bestehende Abwasse
gen sind erstmalig spätestens zehn Jahre nach Inkrafttreten der Verordnun
danach wiederkehrend alle zwanzig Jahre durch Sachverständige auf Ko
des Betreibers auf Dichtheit überprüfen zu lassen. Die Verpflichtung zur V
nahme von Dichtheitsprüfungen nach den Sätzen 2 und 3 gilt nicht für Anla
zur Nutzung von schwach belastetem Niederschlagswasser mit den zuge
gen Anlageteilen sowie für Niederschlagswasserfallrohre einschließlich
Anschlussleitungen.

§ 9

Schutz der Zone III A

(1) In der weiteren Schutzzone III A sind verboten
 1. das Einleiten von Abwasser, ausgenommen behandeltes oder sch

belastetes Niederschlagswasser, in oberirdische Gewässer,
2. das Errichten und Betreiben von Deponien und von Anlagen zur Verbr

nung von besonders überwachungsbedürftigen Abfällen,
 3. das Errichten und Betreiben von Rohrleitungsanlagen für wassergef

dende Stoffe, sofern hierbei nicht zusätzliche Sicherheitsmaßnah
nach dem Stand der Technik getroffen werden,

4. das Errichten, Wiedererrichten, Erweitern, wesentliche Ändern oder
Nutzungsänderung von baulichen Anlagen,
a) wenn anfallendes Abwasser – ausgenommen schwach belastetes

derschlagswasser – nicht vollständig und sicher abgeleitet wird od
b) wenn die Sammlung des anfallenden Schmutzwassers nicht in mo

lithischen wasserundurchlässigen Abwassersammelbehältern er
und das Abwasser schadlos entsorgt wird,

 5. Nassabgrabungen, Abgrabungen oder Erdaufschlüsse ohne eine a
chende und dauerhafte Sicherung zum Schutz des Grundwassers vo
unreinigungen,

6. das Neuanlegen oder Erweitern von Gärtnereien, gewerblicher Mo
und Sonderkulturen sowie der gewerblichen Großviehhaltung,

 7. das Neuanlegen oder Erweitern von Kleingartenanlagen,
8. das Errichten oder Betreiben von Campingplätzen ohne gereg

Abwasserentsorgung,
 9. das Nutzen von Camping- und Wohnwagen außerhalb von ordnung

mäß betriebenen Campingplätzen,
10. das Errichten militärischer Anlagen, von Schießplätzen sowie die Dur

führung militärischer Übungen,
11. Baustofflager, von denen eine Grundwassergefährdung ausgehen k
8
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12. die Verletzung der Kolmationsschicht, die zu einer nachhaltigen u
nachteiligen Veränderung des Grundwassers führt.

(2) Der Betreiber von Abwasseranlagen für Schmutzwasser ist verpflich
nach Errichtung, Erweiterung oder wesentlicher Änderung und danach wie
kehrend in Abständen von zehn Jahren die Dichtheit durch Sachverständig
seine Kosten überprüfen zu lassen. Bestehende Abwasseranlagen für Sch
wasser sind erstmalig spätestens zehn Jahre nach Inkrafttreten der Verord
und danach wiederkehrend alle zehn Jahre durch Sachverständige auf K
des Betreibers auf Dichtheit überprüfen zu lassen.

§ 10

Schutz der Zone II

(1) In der engeren Schutzzone II sind verboten
1. das Errichten, Erweitern, wesentliche Ändern und Betreiben von unte

dischen Anlagen zum Sammeln, Fortleiten oder Durchleiten v
Schmutzwasser oder zur Schlammentwässerung, sofern nicht die R
leitungen und sonstige Anlagen doppelwandig oder mit einem techni
gleichwertigen Sicherheitsstandard ausgeführt werden und durch
Maßnahme der Schutz der Gewässer verbessert wird,

2. das Bewässern mit Wasser, das grundwassergefährdende Stoffe in
nur unerheblichen Konzentrationen enthält,

3. das Aufbringen oder das Einarbeiten von flüssigen, entwässerten
kompostierten Siedlungsabfällen einschließlich Klärschlamm u
Müllkompost auf oder in den Boden,

4. die Lagerung, Ablagerung und das Vergraben von Erdaushub, Sedim
ten, Bau- oder Abbruchabfällen, Schutt oder Tierkörpern,

5. das Sammeln, Lagern, Abfüllen, Umschlagen, Herstellen oder Beh
deln und Verwenden von wassergefährdenden Stoffen, sofern es
nicht um Kleinstmengen für den Haushaltsbereich handelt,

6. der Transport wassergefährdender und radioaktiver Stoffe auf den
öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, ausgenommen im Anlieg
verkehr,

7. das Errichten, Erweitern und wesentliche Ändern von Straßen, Bahn
lagen und sonstigen Verkehrsanlagen einschließlich Rastanlagen
Parkplätzen, sofern nicht Gründe des Gewässerschutzes, der Verkeh
cherheit und dringende verkehrliche Notwendigkeiten dafür spreche

8. das Errichten, Wiederherstellen, Erweitern oder wesentliche Ändern
baulichen Anlagen, soweit sie nicht der öffentlichen Wasserversorgu
dienen,

9. das Errichten von Baustelleneinrichtungen, einschließlich deren B
stofflager, ausgenommen bei Maßnahmen der ordnungsgemäßen F
wirtschaft und der Landschaftspflege,

10. Bodeneingriffe, durch die die belebte Bodenzone nachhaltig beeinfl
oder die Deckschichten vermindert werden, sofern diese nicht zur öffe
lichen Wasserversorgung oder zur Sanierung von Verunreinigungen
Bodens oder Grundwassers erforderlich sind,

11. das Ausbringen von organischen und anorganischen Düngemitteln,
genommen bei Maßnahmen im Rahmen der ordnungsgemäßen F
wirtschaft und der Waldsanierung nach Zustimmung der Wasserbehö
9
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12. das Lagern von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln,
13. das Betreiben von Gartenbetrieben, die gewerbliche Tierhaltung und

Tierhaltung in Gehegen; das Betreiben von Kleingartenanlagen,
denen eine Gefährdung der Gewässer nicht durch Schutzvorkehrun
sicher und dauerhaft verhindert werden kann,

14. das Einrichten und Erweitern von Spiel-, Sport-, Zelt- und Badeplätz
das Aufstellen von Wohnwagen sowie das Neuanlegen von Bootsste
lagen,

15. das Zelten und Lagern an oberirdischen Gewässern außerhalb ge
migter Badestellen,

16. das Veranstalten von Märkten, Volksbelustigungen, Ausstellungen
ähnlichen Veranstaltungen.

(2) Der Betreiber von Abwasseranlagen ist verpflichtet, nach Errichtu
Erweiterung oder wesentlicher Änderung und danach wiederkehrend
Abständen von fünf Jahren die Dichtheit der Anlagen durch Sachverstän
auf seine Kosten überprüfen zu lassen. Bestehende Abwasseranlagen sin
malig spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung und danach
derkehrend alle fünf Jahre durch Sachverständige auf Kosten des Betreibe
Dichtheit überprüfen zu lassen. Die Verpflichtung zur Vornahme von Dic
heitsprüfungen nach den Sätzen 1 und 2 gilt nicht für Anlagen zur Nutzung
schwach belastetem Niederschlagswasser mit den zugehörigen Anlage
sowie für Niederschlagswasserfallrohre einschließlich der Anschlussleitun

§ 11

Schutz der Zone I

Im Fassungsbereich der Brunnen sind verboten
1. Nutzungen mit Ausnahme der Mähnutzung und der Wald- und Gehö

pflege,
2. das Verletzen der belebten Bodenschicht und der Deckschichten mit A

nahme von Handlungen, die dem ordnungsgemäßen Betreiben, Wa
und Unterhalten des Wasserwerkes und der Wassergewinnungsanla
der behördlichen Überwachung der Wasserversorgung oder dem A
üben der Gewässeraufsicht dienen,

3. das Betreten durch Unbefugte außerhalb von angelegten Spazierwe

§ 12

Handlungs- und Duldungspflichten

(1) Die Eigentümer und die Nutzungsberechtigten von Grundstükken
Wasserschutzgebiet haben zu dulden, dass ein bei Inkrafttreten dieser Ve
nung rechtmäßig bestehender Zustand oder eine rechtmäßig bestehende A
den Vorschriften dieser Verordnung angepasst wird, insbesondere Sicherh
vorkehrungen angebracht werden oder, soweit dies nicht ausreicht, der Zus
oder die Anlage beseitigt wird.

(2) Spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung sind für
Anlagen, die nicht den Anforderungen nach§§ 8 bis 11genügen, der Wasser-
behörde verbindliche Sanierungskonzeptionen vorzulegen. In begründ
Ausnahmefällen kann die Wasserbehörde die Frist auf fünf Jahre verlänge
10
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(3) Die Eigentümer und die Nutzungsberechtigten nach Absatz 1 haben
ner zu dulden, dass Beauftragte der Wasserbehörde die Grundstücke zur B
achtung des Grundwassers sowie des Bodens betreten und dort Beobach
stellen einrichten und dass auf den Grundstücken Hinweis-, Warn-, Geb
und Verbotszeichen aufgestellt, unterhalten oder beseitigt werden. Die Ei
tümer und die Nutzungsberechtigten haben auf Anordnung der Wasserbeh
im Falle einer drohenden Gefährdung der Fassungsbereiche zu dulden, da
Fassungsbereiche mit einer zusammenhängenden Grasdecke versehen u
Schutz gegen unbefugtes Betreten eingezäunt werden, sofern keine öff
chen Straßen oder öffentlichen Wege betroffen sind.

§ 13

Genehmigung

(1) Die Errichtung und wesentliche Änderung von Gebäuden, gewerb
genutzten Anlagen sowie Verkehrsflächen bedarf der wasserbehördlic
Genehmigung, sofern dies nicht auf Grund anderer Vorschriften dieser Ver
nung verboten ist. Dies gilt nicht für bauliche Veränderungen in Wohngeb
den. Satz 1 gilt nicht für Gebäude mit bis zu drei Vollgeschossen, bei denen
Schmutzwasser in die Kanalisation oder in dichte monolithische Abwassers
melbehälter eingeleitet wird. Außerdem ist in der engeren Schutzzone (Zon
das Herstellen, Erweitern und Betreiben von Dränagen genehmigungspflic
Auch bei genehmigungsfreien Vorhaben sind die Schutzbestimmungen d
Verordnung zu beachten.

(2) Soweit das Vorhaben einer bauaufsichtlichen Genehmigung oder Zu
sung bedarf, entscheidet die dafür zuständige Behörde im Einvernehmen
der Wasserbehörde.

(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 darf nur erteilt oder das Einvernehm
nach Absatz 2 nur erklärt werden, soweit eine Gefährdung des Grundwas
nicht zu besorgen ist oder durch Bedingungen und Auflagen ausgeschlo
werden kann. Die Genehmigung kann, unbeschadet der Vorschriften des a
meinen Ordnungsrechts, befristet, widerrufen oder nachträglich mit Einsch
kungen oder zusätzlichen Anforderungen versehen werden, soweit es
Schutz des Grundwassers erfordert.

(4) Der Antrag auf Genehmigung ist schriftlich mit einer angemessenen D
stellung des Sachverhaltes in dreifacher Ausfertigung zu stellen. Die Art
der Umfang der für die Beurteilung erforderlichen Unterlagen wird von der
die Wasserwirtschaft zuständigen Senatsverwaltung festgelegt und veröf
licht.

(5) Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb eines Jahres nach i
Erteilung mit der Ausführung der Handlung begonnen worden oder wenn de
Fortsetzung ein Jahr unterbrochen ist.

§ 14

Befreiungen

(1) Die Wasserbehörde kann für die weiteren Schutzzonen III B und III
und für die engeren Schutzzonen (Zone II) auf Antrag Befreiung von den V
boten des§ 8 Abs. 1, des§ 9Abs. 1und des§ 10 Abs. 1erteilen, wenn eine Ver-
unreinigung des Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Veränderun
11
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ausgeschlossen ist und wenn

1. überwiegende Gründe des Wohles der Allgemeinheit die Abweichu
erfordern oder

2. die Durchführung des Verbots im Einzelfall zu einer unzumutbaren Hä
führen würde.

(2) Die Wasserbehörde kann für die Fassungsbereiche (Zone I) von den
boten des§ 11den Berliner Wasserbetrieben (BWB) auf deren Antrag Befre
ung für Maßnahmen, die der Wassergewinnung zum Zwecke der öffentlic
Wasserversorgung dienen, erteilen.

(3) Im übrigen gelten für die Erteilung der Befreiung die Vorschriften d
§ 13 Abs. 3 bis 5 entsprechend.

(4) Unberührt bleibt die Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Wass
und Schifffahrtsverwaltung (WSV) des Bundes hinsichtlich der Verwaltun
des Ausbaus und der Unterhaltung der Bundeswasserstraßen nach dem
deswasserstraßengesetz (WaStrG).

§ 15

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 41 Abs. 1 Nr. 2 Wasserhaushaltsgesetz
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. im Fassungsbereich (Zone I) einem Verbot des§ 8 Abs. 1, des§ 9 Abs. 1,
des § 10 Abs. 1oder des § 11 zuwiderhandelt,

2. in der engeren Schutzzone (Zone II) eine nach § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 oder
§ 10 Abs. 1 verbotene Handlung vornimmt,

3. in der weiteren Schutzzone III A eine nach § 8 Abs. 1 oder § 9 Abs. 1 v
botene Handlung vornimmt,

4. in der weiteren Schutzzone III B eine nach § 8 Abs. 1 verbotene Ha
lung vornimmt,

5. entgegen§ 13 Abs. 1ein Gebäude, eine gewerblich genutzte Anlage od
eine Verkehrsfläche errichtet oder wesentlich ändert oder in der eng
Schutzzone (Zone II) eine Dränage herstellt, erweitert oder betreibt.

§ 16*

Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- u
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

(2)

§ 16 Abs. 2: Aufhebungsvorschrift
12
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